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M e r k b l a t t1 
 
 

zur Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die 

Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-

päischen Union auf De-minimis-Beihilfen2 
 
 
 

I.  Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

Die hierzu maßgeblichen Vorschriften der Verordnung finden sich in den Artikeln 1 und 2. 

 

Folgende Punkte sind hervorzuheben: 

 

1. Anwendungsbereich der Verordnung 

Die Verordnung gilt - abgesehen von wenigen Ausnahmen - für Beihilfen (Einzelbeihilfen 

und Beihilferegelungen) an Unternehmen aller Wirtschaftszweige. Unter anderem unterliegen 

der Forstsektor und grundsätzlich auch die Verarbeitung und Vermarktung 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse dieser Verordnung. 

 

Beihilfen an Unternehmen im Bereich der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

unterliegen nicht dieser Verordnung. In diesem Bereich gilt die Verordnung (EU) Nr. 

1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 

und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-

Beihilfen im Agrarsektor3. So fallen z. B. De-minimis-Beihilfen für Tätigkeiten im Weinberg 

unter die Verordnung (EU) Nr. 1408/2013, während De-minimis-Beihilfen für Tätigkeiten in 

der Kellerwirtschaft der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 unterfallen. 

 

Vom Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 sind des Weiteren 

ausgenommen: 

 

                                                 
1 Alle Ausführungen in diesem Merkblatt sind rechtlich unverbindlich. Verbindlich sind alleine die Vorga-

ben der zitierten Rechtsvorschriften und deren Auslegung durch die europäischen und nationalen Gerichte. 
2 ABl. EU Nr. L 352, S. 1. 
3 ABl. EU Nr. L 352, S. 9. 
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- Beihilfen an Unternehmen, die in der Fischerei oder der Aquakultur im Sinne der 

Verordnung (EG) Nr. 104/20004 tätig sind, 

 

- Beihilfen an Unternehmen, die in der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse tätig sind, wenn 

� sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der Menge der bei Primärerzeugern 

erworbenen oder von den betroffenen Unternehmen vermarkteten Erzeugnisse richtet 

oder 

� die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz oder teilweise an die Primärerzeuger 

weitergegeben wird, 

 

- Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten sowie 

 

- Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimische Waren Vorrang vor eingeführten 

Waren erhalten. 

 

2. Unternehmensbegriff 

Neu aufgenommen hat die Europäische Kommission in Artikel 2 Abs. 2 eine Definition des 

Unternehmensbegriffs; abzustellen ist auf das sog. „einzige Unternehmen“, wobei ggf. 

etwaige Unternehmensbeteiligungen und Verbindungen zu anderen Unternehmen zu prüfen 

sind. Diese Definition ist relevant für die Prüfung der Einhaltung der individuellen De-mini-

mis-Obergrenze. 

 

Nach Artikel 2 Abs. 2 sind mehrere miteinander verbundene Unternehmen als ein einziges 

Unternehmen anzusehen, wenn eines der folgenden Kriterien erfüllt ist: 

 

- Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschaf-

ter eines anderen Unternehmens; 

 

- ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- 

oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen; 

 

- ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Ver-

trag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Ein-

fluss auf dieses Unternehmen auszuüben; 

 

                                                 
4 Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates vom 17. Dezember 1999 über die gemeinsame Marktorganisation 

für Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur (ABl. EU Nr. L 17 vom 21.1.2000, S. 22) 
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- ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, 

übt gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unter-

nehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimm-

rechte von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus. 

 

Auch Unternehmen, die über ein anderes Unternehmen oder mehrere andere Unternehmen 

zueinander in einer der Beziehungen gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d stehen, werden 

als ein einziges Unternehmen betrachtet. Eine Verbindung zwischen Unternehmen über 

natürliche Personen findet bei den vg. Überlegungen keine Berücksichtigung.5 

 

Entfallen ist das allgemeine Verbot der Beihilfengewährung an „Unternehmen in Schwierig-

keiten“. 

 

 

II.  De-minimis-Beihilfen 

Die Europäische Kommission kann Beihilfen, die einen bestimmten Schwellenwert nicht 

überschreiten (De-minimis-Beihilfen), von der Anmeldepflicht freistellen.  

 

Nach Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 werden Maßnahmen, die die Vor-

aussetzungen dieser Verordnung erfüllen, als Maßnahmen angesehen, die nicht alle Tat-

bestandsmerkmale des Artikels 107 Abs. 1 AEUV erfüllen. Solche Maßnahmen stellen damit 

keine staatlichen Beihilfen i. S. dieser Vorschrift dar. Die betreffenden Maßnahmen unterlie-

gen folglich nicht der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Abs. 3 AEUV.  

 

Artikel 3 statuiert in seinem Absatz 2 eine Höchstbegrenzung von De-minimis-Beihilfen. So 

darf auf Zuwendungsempfängerebene die einem einzigen Unternehmen i. S. v. Artikel 2 Abs. 

2 gewährte Beihilfe – bezogen auf einen Zeitraum von drei Steuerjahren – insgesamt 

200.000 Euro (bzw. bei Beihilfen im gewerblichen Straßengüterverkehr 100.00 Euro) nicht 

überschreiten. Der Dreijahreszeitraum ist fließend, d. h. bei jeder Neubewilligung einer „De-

minimis“-Beihilfe ist die Gesamtsumme der dem relevanten einzigen Unternehmen im 

laufenden Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren gewährten „De-

minimis“-Beihilfen festzustellen. Maßgeblich zur Bestimmung des Dreijahreszeitraumes ist 

das Jahr, in dem das Unternehmen nach dem geltenden nationalen Recht einen 

Rechtsanspruch auf die Beihilfe erwirbt, unabhängig davon, wann die Beihilfe tatsächlich 

ausgezahlt wird. Das Steuerjahr ist das jeweilige Kalenderjahr. 

                                                 
5 Nach Aussagen der Europäischen Kommission (GD Wettbewerb) ist die Definition nach Artikel 2 Absatz 2 

abschließend. D.h. die etwaige Verbindung einzelner Unternehmen über natürliche Personen (entsprechend 
der aktuellen EuGH-Rechtsprechung (C-110/13 – HaTeFo GmbH, Urteil vom 27.02.2014) ist daher aus Ver-

einfachungsgründen nur außerhalb des Anwendungsbereichs der De-minimis Verordnung zu beachten. 
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Der Höchstwert gilt für alle dem Zuwendungsempfänger nach dieser Verordnung gewährten 

De-minimis-Beihilfen ungeachtet ihrer Art und Zielsetzung (z. B. Betriebsbeihilfen oder Bei-

hilfen für Investitionen in Form von Bürgschaften, Zinsverbilligungen oder verlorenen Zu-

schüssen) und unabhängig davon, ob die von dem Mitgliedstaat gewährte Beihilfe ganz oder 

teilweise aus Unionsmitteln finanziert wird.  

 

Im Falle von Unternehmensfusionen oder – übernahmen müssen nach Artikel 3 Abs. 8 alle 

De-minimis-Beihilfen, die den jeweiligen Unternehmen im laufenden und in den 

vorangegangenen zwei Jahren gewährten wurden, bei der Prüfung der Einhaltung der 

Obergrenze berücksichtigt werden. Die Rechtmäßigkeit der zuvor gewährten De-minimis-

Beihilfen wird dadurch aber nicht in Frage gestellt. 

 

Im Falle von Unternehmensaufspaltungen müssen die zuvor erhaltenen De-minimis-Beihilfen 

nach Möglichkeit den jeweiligen Betriebsteilen zugewiesen werden. Ist das nicht möglich, 

erfolgt eine Zuweisung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals der neuen 

Unternehmen. 

 

Nach Artikel 3 Abs. 7 ist die Gewährung einer De-minimis-Beihilfe ausgeschlossen, wenn der 

beantragte Betrag die Höchstgrenze von 200.000 Euro oder – wenn bereits De-minimis-

Beihilfen im Dreijahreszeitraum gewährt wurden – das verbleibende zulässige Fördervolumen 

übersteigt. 

 

Die Verordnung gilt nur für transparente Beihilfen. Das sind Beihilfen, bei denen sich das 

Bruttosubventionsäquivalent nach Maßgabe von Artikel 4 im Voraus berechnen lässt. Zu-

schüsse und Zinszuschüsse werden nach Artikel 4 Abs. 2 als transparente Beihilfen ange-

sehen.  

Im Falle zinsverbilligter Darlehen wird der Zinsvorteil berücksichtigt, den das Unternehmen 

erhält. Bei der Berechnung des Beihilfewertes ist zu berücksichtigen, dass der gesamte Zins-

vorteil nicht – wie bei einem Barzuschuss – in voller Höhe bei Auszahlung der Mittel, son-

dern über die gesamte Darlehenslaufzeit gewährt wird. Bei Bürgschaften besteht die Mög-

lichkeit, das Verfahren zur Berechnung des Bruttosubventionsäquivalentes nach Artikel 108 

Abs. 3 AEUV anzumelden und einer Genehmigung zuzuführen. 

 

De-minimis-Beihilfen dürfen nach Artikel 5 nicht frei mit anderen Maßnahmen kumuliert 

werden. Eine De-minimis-Beihilfe darf somit nur im Rahmen der im Beihilferecht festgeleg-

ten zulässigen Förderintensität zu einer anderen Fördermaßnahme hinzutreten. Bei Über-

schreitung dieses Rahmens darf keine De-minimis-Beihilfe gewährt werden.  

 



SEITE 5 VON 18 

Beispiel zur Reichweite des Kumulierungsverbotes: 

Ein Investitionsvorhaben für einen Betrieb der landwirtschaftlichen Verarbeitung mit 

einem Gesamtvolumen über 1.000.000 Euro erhält eine nach der 

Agrarfreistellungsverordnung freigestellte Investitionsbeihilfe i. H. v. 300.000 Euro (= 

30 %). Nach der Agrarfreistellungsverordnung wäre eine Beihilfe von höchstens 

400.000 Euro (= 40 %) zulässig. Wegen des Kumulierungsverbotes darf diese 

Förderung daher mit einer De-minimis-Beihilfe von höchstens 100.000 Euro kumuliert 

werden, obwohl nach der De-minimis-Verordnung eine Förderung von bis zu 200.000 

Euro zulässig wäre.  

 

De-minimis-Beihilfen nach dieser Verordnung können mit Beihilfen nach der Verordnung 

(EU) Nr. 360/2012 (DAWI-De-minimis-Verordnung) bis zu der in dieser Verordnung fest-

gelegten Obergrenze kumuliert werden. Eine Kumulierung mit De-minimis-Beihilfen nach 

anderen De-minimis-Verordnungen ist bis zu dem in Artikel 3 Abs. 2 genannten Höchstbetrag 

möglich. 

 

Beispiel zur Einhaltung der Obergrenzen:  

Für ein Vorhaben sollen De-minimis-Beihilfen gewährt werden. Die Begünstige hat in 

den letzten zwei Jahren keine gewerblichen De-minimis-Beihilfen erhalten, allerdings 

15.000 Euro Agrar-De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013. 

Wegen der Vorgabe zur Einhaltung der Obergrenzen kann daher eine De-minimis-

Beihilfe von höchstens 185.000 Euro gewährt werden, obwohl nach der gewerblichen 

De-minimis-Verordnung eine Förderung von bis zu 200.000 Euro zulässig wäre.  

 

 

III. Überwachung 

Der Beihilfengeber hat sich zu vergewissern, dass die De-minimis-Beihilfe den zulässigen 

individuellen Gesamtbetrag nicht überschreitet. Nach Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 1407/2013 sind vor der Gewährung einer De-minimis-Beihilfe verschiedene Schritte zu 

beachten: 

 

1. Dem potentiellen Beihilfenempfänger ist mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, ihm eine De-

minimis-Beihilfe zu gewähren. Gleichzeitig ist ihm die voraussichtliche Höhe der De-mi-

nimis-Beihilfe bekanntzugeben. 

 

2. Der Zuwendungsempfänger hat im Gegenzug dem Beihilfegeber eine vollständige Über-

sicht über sonstige von ihm oder von mit ihm verbundenen Unternehmen in den letzten 

zwei Jahren sowie im laufenden Jahr bezogenen und beantragten De-minimis-Beihilfen 

vorzulegen (sog. De-minimis-Erklärung). Diese Übersicht muss auch auf Grundlage einer 
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anderen De-minimis-Verordnung erhaltene und beantragte De-minimis-Beihilfen be-

inhalten.  

 

3. Nach Vorliegen der relevanten Informationen muss der Beihilfengeber prüfen, ob die 

beabsichtigte De-minimis-Beihilfe in der angedachten Höhe tatsächlich gewährt werden 

kann. 

 

4. Dem Zuwendungsempfänger ist eine Bescheinigung über die gewährte De-minimis-Bei-

hilfe auszustellen (sog. De-minimis-Bescheinigung). 

 

Nach Artikel 6 Abs. 4 hat der Mitgliedstaat alle erforderlichen Unterlagen, die Aufschluss 

darüber geben, ob die Bedingungen für die Zuwendung der Verordnung erfüllt sind, zu sam-

meln, zu registrieren und für eine Dauer von zehn Jahren aufzubewahren.  

 

Des Weiteren wird dem Mitgliedstaat die Verpflichtung auferlegt, der Europäischen Kommis-

sion auf schriftliches Ersuchen innerhalb einer vorgegebenen Frist alle erforderlichen Unter-

lagen zur Beurteilung der Einhaltung der Verordnung zu übermitteln. Dazu zählen vor allem 

Angaben über die Beachtung der in den jeweiligen Anhängen der Verordnung aufgeführten 

Gesamtbeihilfebeträge.  

 

 

IV.  Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Bei einer von der Europäischen Kommission angeordneten Rückforderung von rechtswidri-

gen Beihilfen kommt regelmäßig eine rückwirkende Anwendung der Verordnung in Betracht. 

Insoweit wird auf die Bekanntmachung der Kommission unter dem Titel „Rechtswidrige und 

mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare staatliche Beihilfen: Gewährleistung der Umset-

zung von Rückforderungsentscheidungen der Kommission in den Mitgliedstaaten“ (Amtsblatt 

EU vom 15.11.2007 Nr. C 272, S. 4) und die dortige Randnummer 49 verwiesen.  

 

Die Verordnung gilt bis zum 31.12.2020. Auf die zu diesem Zeitpunkt bestehenden De-mini-

mis-Beihilferegelungen kann die Verordnung noch weitere sechs Monate angewendet werden.  

 

 

V.  Umsetzung der Verordnung in der Bundesrepublik Deutschland 

Um zu gewährleisten, dass der individuelle Gesamtbetrag nicht überschritten und die 

Informationspflichten gegenüber der Kommission eingehalten werden, sind verschiedene 

Verfahrensschritte erforderlich. 
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1. Schritt: 

 

Übermittlung der nachstehenden Mitteilung nebst Anlagen (Erläuterungen und Erklä-

rung) an den Zuwendungsempfänger 

 

 

Mitteilung an den Zuwendungsempfänger über die Gewährung einer De-minimis-Bei-

hilfe nach Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013: 

 

______________________________________________________ (Zuwendungsempfänger) 

 

 

Ich möchte Ihnen mitteilen, dass ich beabsichtige, Ihnen eine De-minimis-Beihilfe nach der 

Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der 

Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-

minimis-Beihilfen6 zu gewähren. Diese Mitteilung ist keine Förderzusage und keine 

Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn. 

 

Die voraussichtliche Höhe der Beihilfe wird _________________________ (Bruttosubven-

tionsäquivalent) betragen. 

 

Zweck der Beihilfe: 

 

Bitte füllen Sie die beigefügte Erklärung zum Antrag auf Gewährung einer De-minimis-

Beihilfe aus und lassen Sie mir diese unterschrieben zukommen. 

 

 

Ort, Datum                   

 Bewilligungsbehörde 

 

____________________________________       

 ________________________ 

 

Anlagen 

 

- Erläuterungen zu De-minimis-Beihilfen für Zuwendungsempfänger 

- Erklärung über erhaltene und beantragte De-minimis-Beihilfen 

                                                 
6 Amtsblatt der EU Nr. L 352 vom 24. Dezember 2013, S. 1. 
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Anlage 1 

zur Mitteilung an den Zuwendungsempfänger 

 

Erläuterungen zu De-minimis-Beihilfen für Zuwendungsempfänger 

 

Einleitung 

Als Beihilfen werden Zuwendungen bezeichnet, die für das empfangende Unternehmen einen 

wirtschaftlichen Vorteil gegenüber einem Konkurrenzunternehmen bedeuten, welches eine 

solche Zuwendung nicht erhält. Beihilfen können unter anderem in Form von nicht rückzahl-

baren Zuschüssen, Bürgschaften, Steuervergünstigungen oder zinsverbilligten Darlehen ge-

währt werden. Da eine Beihilfe nur einem oder einigen Marktteilnehmern zugute kommt, 

kann sie nach Auffassung der Europäischen Kommission den Wettbewerb zwischen den Bei-

hilfeempfängern und ihren Konkurrenten verzerren. Solche wettbewerbsverzerrenden Beihil-

fen an Unternehmen oder Produktionszweige sind in der Europäischen Union verboten, wenn 

sie den Handel zwischen den EU-Mitgliedstaaten beeinträchtigen (Art. 107 Abs. 1 des Ver-

trages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)). 

 

Manche Beihilfen (sog. De-minimis-Beihilfen) sind so gering, dass ihre Auswirkungen auf 

den Wettbewerb nicht spürbar sind. Sie müssen daher nicht von der Europäischen Kommis-

sion genehmigt werden, sondern können ohne deren Zustimmung von den Mitgliedstaaten 

direkt gewährt werden. Allerdings hat die Europäische Kommission das Recht, die Durchfüh-

rung dieser Maßnahme zu kontrollieren. Ihre Gewährung ist daher an bestimmte Bedingungen 

geknüpft. 

 

Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die Gewährung von gewerblichen De-minimis-Beihilfen ist die 

Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Europäischen Kommission vom 18.12.2013 über die 

Anwendung der Artikel 107 und 108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen, veröffentlicht im 

Amtsblatt der Europäischen Union vom 24.12.2013, Nr. L 352, S. 1. 

 

Bruttosubventionsäquivalent 

Da es unterschiedliche Beihilfearten gibt, ist der finanzielle Vorteil so darzustellen, dass alle 

Beihilfearten miteinander verglichen werden können. Aus diesem Grund wird für jede De-

minimis-Beihilfe berechnet, mit welchem Geldbetrag die durch sie gewährte Vergünstigung 

gleichgesetzt werden kann. Der Betrag dieser Vergünstigung wird als Subventionswert oder 

auch Bruttosubventionsäquivalent bezeichnet. 
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De-minimis-Höchstbetrag 

Damit die als De-minimis-Beihilfen bezeichneten Subventionen nicht dadurch, dass ein Zu-

wendungsempfänger mehrere Subventionen dieser Art sammelt, doch noch zu einer Wett-

bewerbsverzerrung führen, ist der Subventionswert aller für einen Zuwendungsempfänger im 

Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 zulässigen De-minimis-Beihilfen 

auf 200.000 Euro innerhalb von drei Steuerjahren (Kalenderjahren) begrenzt. Bei jeder 

Neubewilligung einer De-minimis-Beihilfe muss sichergestellt sein, dass die Gesamtsumme 

der im laufenden Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren gewährten De-

minimis-Beihilfen diese Schwellenwerte nicht überschreitet. 

 

Dabei ist nicht nur auf den direkten Zuwendungsempfänger, sondern ggf. auch auf mit dem 

Zuwendungsempfänger „verbundene“ Unternehmen abzustellen (sog. „einziges Unterneh-

men“). Mehrere miteinander verbundene Unternehmen sind als ein einziges Unternehmen 

anzusehen, wenn eines der folgenden Kriterien erfüllt ist: 

 

- Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschaf-

ter eines anderen Unternehmens; 

 

- ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- 

oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen; 

 

- ein Unternehmen ist gemäß eines mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Ver-

trags oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden 

Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben; 

 

- ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, 

übt gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unter-

nehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimm-

rechte von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus. 

 

Auch Unternehmen, die über ein anderes Unternehmen oder mehrere andere Unternehmen 

zueinander in einer der oben genannten Beziehungen stehen, werden als ein einziges Unter-

nehmen betrachtet. Eine Verbindung zwischen Unternehmen über natürliche Personen findet 

bei den vg. Überlegungen keine Berücksichtigung. 

 

Im Falle von Unternehmensfusionen oder – übernahmen müssen alle De-minimis-Beihilfen, 

die den jeweiligen Unternehmen im laufenden und in den vorangegangenen zwei Jahren 

gewährten wurden, bei der Prüfung der Einhaltung der Obergrenze berücksichtigt werden. Die 
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Rechtmäßigkeit der zuvor gewährten De-minimis-Beihilfen wird dadurch aber nicht in Frage 

gestellt. 

 

Im Falle von Unternehmensaufspaltungen müssen die zuvor erhaltenen De-minimis-Beihilfen 

nach Möglichkeit den jeweiligen Betriebsteilen zugewiesen werden. Ist das nicht möglich, 

erfolgt eine Zuweisung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals der neuen 

Unternehmen. 

 

Kumulierung mit anderen De-minimis-Beihilfen 

Unternehmen der Forstwirtschaft, der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse oder auch sonstiger Bereiche (= gewerblicher Bereich) können auch in anderen 

Bereichen tätig sein und dafür De-minimis-Beihilfen erhalten, z. B. im Bereich der Fischerei 

und Aquakultur oder im Bereich der landwirtschaftlichen Primärerzeugung. De-minimis-

Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 dürfen nur bei Einhaltung bestimmter 

Voraussetzungen mit De-minimis-Beihilfen für andere Sektoren kumuliert werden: Zum 

einen müssen die Beihilfen eindeutig dem jeweiligen Sektor zugeordnet werden können, zum 

anderen dürfen die jeweiligen Obergrenzen der anderen Bereiche nicht überschritten werden.  

 

Beispiel zur Einhaltung der Obergrenzen:  

Für ein Vorhaben sollen De-minimis-Beihilfen gewährt werden. Die Begünstigte hat 

in den letzten zwei Jahren keine gewerblichen De-minimis-Beihilfen erhalten, 

allerdings 15.000 Euro Agrar-De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 

1408/2013. Wegen der Vorgabe zur Einhaltung der Obergrenzen kann daher eine De-

minimis-Beihilfe von höchstens 185.000 Euro gewährt werden, obwohl nach der 

gewerblichen De-minimis-Verordnung eine Förderung von bis zu 200.000 Euro 

zulässig wäre. 

 

Überprüfung der De-minimis-Bedingungen 

Um sicherzustellen, dass De-minimis-Beihilfen den maximal zulässigen Subventionswert von 

200.000 Euro und die in den anderen De-minimis-Verordnungen festgelegten Obergrenzen 

nicht überschreiten, werden bei der Antragstellung anhand der „Erklärung über bereits 

erhaltene bzw. beantragte De-minimis-Beihilfen“ nachfolgende Angaben erfragt: 

 

1. Der Zuwendungsempfänger muss angeben, ob er oder ein mit ihm verbundenes Unterneh-

men bereits früher De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 bzw. 

der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 oder nach einer anderen De-minimis-Verordnung 

erhalten hat, und wenn ja, wann und in welcher Höhe. De-minimis-Beihilfen werden vom 

Zuwendungsgeber gegenüber dem Zuwendungsempfänger ausdrücklich als solche 

bezeichnet, und der Zuwendungsempfänger erhält eine De-minimis-Bescheinigung. 
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2. Der Zuwendungsempfänger muss angeben, ob er oder ein mit ihm verbundenes Unterneh-

men im laufenden Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren weitere 

De-minimis-Beihilfen beantragt hat, und wenn ja, wann und in welcher Höhe. 

 

 Anhand dieser Angaben wird geprüft, ob mit der neu beantragten De-minimis-Beihilfe der 

Höchstbetrag von 200.000 Euro im Zeitraum des laufenden Steuerjahres sowie den zwei 

vorangegangenen Steuerjahren sowie ggf. die Höchstbeträge nach den anderen De-mini-

mis-Verordnungen eingehalten werden. Wenn der Gesamtbetrag der De-minimis-Beihil-

fen, die ein Zuwendungsempfänger oder ein mit ihm verbundenes Unternehmen im lau-

fenden Steuerjahr und in den letzten zwei Steuerjahren erhalten hat, aufgrund der Förde-

rung die oben genannten De-minimis-Höchstbeträge übersteigt, kann der Zuschuss nicht 

gewährt werden. 

 

3. Zusätzlich muss der Zuwendungsempfänger angeben, ob er für das geplante Vorhaben ne-

ben der beantragten De-minimis-Beihilfe weitere Beihilfen erhält, die mit der beantragten 

De-minimis-Beihilfe kumuliert werden sollen. 

 

 De-minimis-Beihilfen können durchaus mit Beihilfen aus von der Europäischen Kommis-

sion genehmigten oder freigestellten Fördermaßnahmen zusammen in Anspruch genom-

men (d. h. kumuliert) werden. Dabei ist allerdings zu beachten, dass die maximale För-

derintensität, die im EU-Recht für diese Beihilfen vorgegeben ist, durch die Kumulation 

mit der De-minimis-Beihilfe nicht überschritten wird. 

 

Wie erfährt das Unternehmen die Höhe einer De-minimis-Beihilfe? 

In einer Anlage zum Förderbescheid für eine De-minimis-Beihilfe (sog. De-minimis-Beschei-

nigung) wird dem Zuwendungsempfänger unter anderem mitgeteilt, wie hoch der auf die 

Beihilfe entfallende Subventionswert ist. Die De-minimis-Bescheinigung muss mindestens 

zehn Jahre aufbewahrt werden, damit sie bei einer Kontrollanfrage der Europäischen Kom-

mission kurzfristig vorgelegt werden kann.  
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Anlage 2 

zur Mitteilung an den Zuwendungsempfänger 

 

Erklärung über erhaltene und beantragte De-minimis-Beihilfen durch den Zuwen-

dungsempfänger (De-minimis-Erklärung): 

 
 

Unternehmen:  

 

Name, Vorname bzw. Name der juristischen Person 

            

Straße, Hausnummer 

 

PLZ, Ort (Anschrift) 

 

 

Förderaktenzeichen: 

___________________________________________________________ 

 

Erklärung 

zum Antrag auf Gewährung einer De-minimis-Beihilfe 
 

Von den Erläuterungen zu De-minimis-Beihilfen für Zuwendungsempfänger habe ich/haben 

wir Kenntnis genommen. 

 

Ich/wir erkläre(n), dass mir/dem Unternehmen ………. oder einem mit mir/uns im Sinne von 

Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1407/20137 verbundenen Unternehmen über die 

beantragte Beihilfe hinaus keine weiteren bzw. nur die von mir/uns aufgeführten De-minimis-

Beihilfen im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-minimis-Verordnung für den 

gewerblichen Bereich), der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 (bis Ende 2013 gültige 

gewerbliche De-minimis-Verordnung), der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 (Agrar-De-

minimis-Verordnung), der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 (bis Ende 2013 gültige Agrar-De-

minimis-Verordnung), der Verordnung (EU) Nr. 717/2014 (Fischerei-De-minimis-

Verordnung) der Verordnung (EG) Nr. 875/2007 (bis Ende 2013 gültige Fischerei-De-

minimis-Verordnung) und/oder der Verordnung (EU) Nr. 360/2012 (DAWI-De-minimis) im 

laufenden Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren gewährt wurden. 

 

                                                 
7 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (Amtsblatt 
der EU L 352 vom 24.12.2013) 
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Im laufenden Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren erhaltene De-mi-

nimis-Beihilfen und/oder DAWI-De-minimis-Beihilfen: 

Datum des Zuwen-

dungsbescheides/ 

-vertrages 

Zuwendungsgeber 

(Beihilfengeber) 

 

Aktenzeichen bitte 

angeben 

Form der Beihilfe 

(z. B. Zuschuss, Darlehen, 

Bürgschaft) 

Fördersumme  

in Euro  

Subventionswert 

(Bruttosubven-

tionsäquivalent) in 

Euro  
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De-minimis-Regelung Gesamtfördersumme 
Euro 

Gesamtsubventionswert
Euro 

gewerbliche De-minimis- 
Beihilfe 

  

Agrar-De-minimis-Beihilfe 
 

  

DAWI-De-minimis-Beihilfe 
 

  

Fischerei-De-minimis-Beihilfe   
 
 

Darüber hinaus habe ich/haben wir oder ein mit mir/uns verbundenes Unternehmen im laufen-

den Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren 
 

 keine weiteren De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-mini-

mis gewerblicher Bereich), der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 (Agrar-De-minimis), der 

Verordnung (EG) Nr. 717/2014 (De-minimis) und/oder der Verordnung (EU) Nr. 

360/2012 (DAWI-De-minimis) beantragt,  
 

 die nachstehend aufgeführten De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 

1407/2013 (De-minimis gewerblicher Bereich), der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 

(Agrar-De-minimis), der Verordnung (EG) Nr. 717/2014 (Fischerei-De-minimis) und/oder 

der Verordnung (EU) Nr. 360/2012 (DAWI-De-minimis) beantragt, die noch nicht 

bewilligt wurden: 
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Datum des För-

derantrages 

Zuwendungsgeber 

(Beihilfengeber) 

 

Aktenzeichen bitte 

angeben 

Form der Beihilfe 

(z. B. Zuschuss, Darlehen, 

Bürgschaft) 

Fördersumme  

in Euro  

Subventionswert 

(Bruttosubven- 

tionsäquivalent) in 

Euro  

A
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 D
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De-minimis-Regelung Gesamtfördersumme 

Euro 
Gesamtsubventionswert
Euro 

Agrar-De-minimis-Beihilfe 
 

  

gewerbliche De-minimis- 
Beihilfe 

  

DAWI-De-minimis-Beihilfe 
 

  

Fischerei-De-minimis-Beihilfe   

 

Die hier beantragte De-minimis-Beihilfe wird 

 

 nicht mit weiteren Beihilfen für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert, 

 

 mit folgender/n Beihilfe/n für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert: 

 
Datum des Zuwen-
dungsbescheides/ 
-vertrages 

Zuwendungsgeber 
(Beihilfengeber) 
 
Aktenzeichen bitte 
angeben 

Form der Beihilfe  
(z. B. Zuschuss, Dar-
lehen, Bürgschaft) 

Fördersumme in  
Euro 

Subventionswert 
(Bruttosubventions-
äquivalent) in Euro 

     

     

 

Mir/uns ist bekannt, dass die vorstehend gemachten Angaben subventionserheblich im Sinne 

des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind. Nach dieser Vorschrift wird u. a. bestraft, wer 

einem Subventionsgeber über subventionserhebliche Tatsachen für sich oder einen anderen 

unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für ihn oder den anderen vorteilhaft sind 

(Subventionsbetrug). 
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Ich/wir verpflichte(n) mich/uns, Änderungen der vorgenannten Angaben der die Beihilfe 

gewährenden Stelle mitzuteilen, sofern sie mir/uns vor der Zusage für die hier beantragte 

Förderung bekannt werden. 

 

____________________________________________ 

    (Ort, Datum, Unterschrift) 
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2. Schritt 

 

Erstellung des Zuwendungsbescheides 

mit folgenden Zusätzen und der beigefügten De-minimis-Bescheinigung: 

 

 

Bewilligungsbedingungen/-auflagen: 

 

Im Zuwendungsbescheid ist festzulegen: 

 

Sie erhalten durch die Zuwendung eine De-minimis-Beihilfe nach der Verordnung (EU) Nr. 

1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 

des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen 

(Amtsblatt der EU vom 24.12.2013, Nr. L 352, S. 1), deren Bruttosubventionsäquivalent sich 

auf ........ Euro beläuft.  

 

Dem Zuwendungsempfänger ist folgende Auflage zu machen: 

Die De-minimis-Bescheinigung ist von Ihnen zehn Jahre aufzubewahren und der 

Europäischen Kommission, der Bundesregierung, der Landesverwaltung oder der bewilli-

genden Stelle auf deren Anforderung innerhalb von einer Woche oder einer in der Anforde-

rung festgesetzten längeren Frist vorzulegen.  

 

Bezeichnung der subventionserheblichen Tatsachen 

Unrichtige, unvollständige oder unterlassene Angaben, die subventionserhebliche Tatsachen 

betreffen und Ihnen zum Vorteil gereichen, sind nach § 264 Strafgesetzbuch als Subventions-

betrug strafbar. Auf die besonderen Mitteilungspflichten nach § 3 des Subventionsgesetzes 

wird hingewiesen.  

Folgende Tatsachen sind subventionserheblich im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch: 

 

a) .... 

 

b) Die Angaben zur bisherigen De-minimis-Förderung und zur Kumulation mit anderen, 

nicht in Form von De-minimis-Beihilfen gewährten Beihilfen sind subventionserheblich 

im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch. 

 



SEITE 17 VON 18 

Anlage 

zum Bewilligungsbescheid vom ...... 

 

De-minimis-Bescheinigung 

für _______________________________________________ (Zuwendungsempfänger) 

 

 

Bei der bewilligten Zuwendung handelt es sich um eine De-minimis-Beihilfe nach der Ver-

ordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der Arti-

kel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-

Beihilfen1).  

 

Nach Ihren Angaben im Antrag wurden Ihnen und mit Ihnen/Ihrem Unternehmen verbunde-

nen anderen Unternehmen in den letzten zwei Steuerjahren und im laufenden Steuerjahr 

folgende De-minimis-Beihilfen, die als solche von der jeweiligen Bewilligungsbehörde im 

Bewilligungsbescheid bezeichnet wurden, gewährt: 
 

Datum des Zuwen-

dungsbescheides/ 

-vertrages 

Zuwendungsgeber 

(Beihilfengeber) 

 

Aktenzeichen Fördersumme in 

Euro  

Subventionswert 

(Bruttosubven 

tionsäquivalent)  

in Euro  
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Nach Abzug bereits erhaltener Subventionswerte vom Schwellenwert EUR 200.000 verbleibt 

eine Restfördermöglichkeit von EUR ............................... (Anmerkung: Ist die Restförder-

möglichkeit geringer als die beantragte De-minimis-Beihilfe, so ist der Antrag abzulehnen. 

Eine De-minimis-Bescheinigung ist daher nicht zu erstellen.) 

 

Ihren Angaben im Antrag zufolge wird die hier beantragte De-minimis-Beihilfe  
 

 nicht mit weiteren Beihilfen für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert, 
 

 mit folgender/n Beihilfe/n für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert: 

                                                 
1) Amtsblatt der EU L 352 vom 24.12.2013 
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Datum des Zuwen-
dungsbescheides/-ver-
trages 

Zuwendungsgeber 
(Beihilfengeber) 
 
Aktenzeichen bitte 
angeben 

Form der Beihilfe 
(z.B. Zuschuss, 
Darlehen, Bürg-
schaft) 

Fördersumme in 
Euro 

Subventionswert 
(Bruttosubventions-
äquivalent) in Euro 

     

     

 

Die sich aus der Rechtsgrundlage der anderen Beihilfe, die keine De-minimis-Beihilfe dar-

stellt, ergebende maximale Förderintensität wird nicht überschritten. (Anmerkung: Wird die 

maximale Förderintensität überschritten, so ist der Antrag abzulehnen. Eine De-minimis-Be-

scheinigung ist daher nicht zu erstellen.) 

 

Mit Bescheid vom ______________ konnte daher eine De-minimis-Beihilfe i. H. v. 

__________ gewährt werden. 

 

Ort, Datum Bewilligungsbehörde 

 
 

Hinweis: 

 

Diese Bescheinigung ist 

 

- zehn Jahre vom Unternehmen aufzubewahren und der Europäischen Kommission, der 

Bundesregierung, Landesverwaltung oder der bewilligenden Stelle auf deren Anforderung 

innerhalb von einer Woche oder einer in der Anforderung festgesetzten längeren Frist 

vorzulegen, 

 

- bei zukünftigen Beantragungen als Nachweis für die vergangenen De-minimis-Beihilfen 

vorzulegen. 


